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Dieses Merkblatt ist zur allgemeinen Information bestimmt. Rechtsansprüche können Sie daraus nicht ableiten. 
Wenn Sie weitere Fragen haben, rufen Sie uns gerne an. Um den Lesefluss zu erleichtern, verzichten wir auf 
Mehrfachnennungen; die verwendeten Bezeichnungen gelten für alle Geschlechter. Ebenso gelten alle 
ehebezogenen Begriffe auch für eingetragene Lebenspartnerschaften. 
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Diese Informationen gelten für Personen mit beamten-
rechtlichen Beihilfeansprüchen nach der BVO des Landes 
Baden-Württemberg. Für Beschäftigte mit tarifrechtlichen 
Beihilfeansprüchen gelten zusätzlich zu nachstehenden 
Ausführungen weitere beihilferechtlichen Besonderheiten. 

1. Kuren 
Voraussetzung für die Beihilfefähigkeit von Aufwendungen bei 
Kuren nach § 36 BVO ist, dass die Maßnahme für 

-ambulante Heilkuren, 
(sind Maßnahmen für aktive Beamte zur Wiederherstellung und Erhaltung 
der Fähigkeit zur Ausübung der beruflichen Tätigkeit. Für beihilfeberechtigte 
Versorgungsempfänger (Ruhestandsbeamte und Hinterbliebene) sowie für 
berücksichtigungsfähige Personen können die Aufwendungen nicht 
berücksichtigt werden. Die Kuren müssen mit Heilbehandlungen (§ 16 BVO) 
nach einem ärztlich erstellten Kurplan in einem Heilbad oder Kurort 
durchgeführt werden. Anerkannte Heilbäder und Kurorte sind diejenigen, 
die das Bundesinnenministerium nach § 35 Absatz 1 Satz 2 
Bundesbeihilfeverordnung (BBhV) durch Rundschreiben in einer Übersicht 
bekanntgibt. Die Unterkunft muss sich am Heilbad oder Kurort befinden 
und ortsgebunden sein. Eine Unterkunft in Ferienwohnungen, Wohnwagen, 
auf Campingplätzen und dergleichen ist nicht ausreichend. Die von 
Reiseveranstaltern angebotenen Pauschalkuren genügen regelmäßig nicht 
diesen Anforderungen. 

oder 

- Mütter-/Vätergenesungskuren und Mutter-Kind-Kuren/ 
Vater-Kind-Kuren 
(sind Maßnahmen in Form einer Rehabilitationskur nach § 41 des Fünften 
Buches des Sozialgesetzbuchs (SGB V) in einer Einrichtung die einen 
Versorgungsvertrag für Rehabilitationsleistungen nach § 111a SGB V 
abgeschlossen hat; z.B. Müttergenesungswerk oder eine gleichartige 
Einrichtung.   
Vorsorgekuren nach § 24 SGB V sind hingegen nicht beihilfefähig. 

• erstmalig eine Wartezeit von insgesamt fünf Jahren 
Beihilfeberechtigung nach der BVO oder entsprechenden 
Beihilfevorschriften erfüllt ist, 

• im laufenden und den beiden vergangenen Kalenderjahren 
keine Kur durchgeführt und beendet wurde, 

• ambulante ärztliche Behandlungen und Heilbehandlungen 
außerhalb von Kurmaßnahmen wegen erheblich 
beeinträchtigter Gesundheit nicht ausreichend sind und 

• die medizinische Notwendigkeit vor Beginn der Kur durch 
eine begründete ärztliche Bescheinigung, die unter 
anderem die Einrichtung, das Heilbad oder den Kurort 
angibt, nachgewiesen ist. 

Für aktive Beamte wird eine Beihilfe zu Kuren nur gewährt, 
wenn neben den vorgenannten Voraussetzungen durch eine 
begründende ärztliche Bescheinigung nachgewiesen ist, dass 
die Kur zur Wiederherstellung oder Erhaltung der 
Dienstfähigkeit erforderlich ist. 

Zum Nachweis der medizinischen Voraussetzungen für eine 
Beihilfegewährung verwenden Sie bitte den beigefügten 
Vordruck 36_5_V. 

Für Kurmaßnahmen, die im Ausland durchgeführt werden 
sollen, gelten besondere Voraussetzungen; fragen Sei ggf. 
zurück. 

2. Beihilfefähige Aufwendungen 
Beihilfefähig sind im Rahmen der BVO entweder die 
Aufwendungen für einzeln aufgeschlüsselte Leistungen oder im 
Rahmen einer pauschalen Abrechnung. 
Folgende Leistungen sind bei einzeln aufgeschlüsselten 
Leistungen beihilfefähig: 

• Ärztliche Leistungen 

• psychotherapeutische Leistungen 

• Heilbehandlungen bis zum beihilfefähigen Höchstbetrag 

• Arznei- und Verbandmittel sowie Teststreifen 

• Unterkunft und Verpflegung bis zu 26 € pro Tag, begrenzt 
auf eine Dauer von höchstens 30 Tagen und die 

• Kurtaxe 

• Aufwendungen einer medizinisch notwendigen 
Begleitperson oder wenn bei der begleiteten Person eine 
Schwerbehinderung mit Merkzeichen „B“ vorliegt. 

Wenn eine Einrichtung für Mütter-/Vätergenesungskuren oder 
Mutter-/Vater-Kind-Kuren einen Pauschalpreis berechnet, ist 
dieser nur beihilfefähig, wenn eine Preisvereinbarung mit einem 
Sozialversicherungsträger besteht. Der Pauschalpreis wird bis 
zur Höhe des mit einem Sozialversicherungsträger vereinbarten 
Tagessatz berücksichtigt. Weitere Behandlungskosten sind 
daneben nicht beihilfefähig. 

Als Begleitperson gelten auch nicht behandlungsbedürftige 
Kinder, die ein krankes Elternteil oder Geschwisterkind bei der 
Maßnahme begleiten. 

Bei Aufwendungen einer Begleitperson werden für Unterkunft 
und Verpflegung ebenfalls bis zu 26 € pro Tag, begrenzt auf 
eine Dauer von 30 Tagen, als beihilfefähig gewährt. Wird ein 
Pauschalpreis für die Begleitperson berechnet, wird dieser bis 
zur Höhe des mit einem Sozialversicherungsträger vereinbarten 
Tagessatz berücksichtigt. 

Die beihilfefähigen Aufwendungen der Begleitperson werden 
zum Bemessungssatz der begleiteten Person erstattet, das 
sind z. B. bei der Begleitung eines Kindes 80% oder bei der 
Begleitung des Beihilfeberechtigten bzw. dessen Ehegatten in 
der Regel 50% ggf. 70% der beihilfefähigen Aufwendungen. 

Ggfs. sind Aufwendungen für eine Familien- und 
Haushaltshilfe beihilfefähig. Die Voraussetzungen finden Sie 
im Merkblatt 23_M. 

3. Nicht beihilfefähige 
Aufwendungen 

• Wird eine Kur durchgeführt, ohne dass die 
Voraussetzungen vorliegen, sind im Rahmen der BVO nur 
die Kosten für die ärztliche Behandlung und für die von 
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den Ärzten schriftlich begründet verordneten 
Heilbehandlungen bis zum beihilfefähigen Höchstbetrag 
und Arzneimittel beihilfefähig; nicht beihilfefähig sind 
insbesondere, Unterkunft/Verpflegung und die Kurtaxe. 

• Aufwendungen für Erholungskuren sind nicht beihilfefähig. 

4.  Allgemeine Hinweise 
Für Aufwendungen des Ehegatten oder eingetragenen 
Lebenspartners des Beihilfeberechtigten wird keine Beihilfe 
gewährt, wenn der Gesamtbetrag der Einkünfte (§ 2 Abs. 3 
Einkommensteuergesetz -EStG) des Ehegatten oder 
eingetragenen Lebenspartners in beiden Kalenderjahren vor der 
Stellung des Beihilfeantrages die maßgebliche Einkünftegrenze 
von 20.000 € jeweils überschritten hat. 

Bitte prüfen Sie, ob zu den geltend gemachten Aufwendungen 
(vorrangige) Leistungsansprüche gegenüber anderen Stellen 
(z. B. Dienstherr/Arbeitgeber, Rentenversicherungsträger, 
Versorgungsamt) bestehen und teilen uns dies ggf. mit. 
Werden zustehende Leistungen nicht in Anspruch genommen, 
entfällt u. U. die Beihilfefähigkeit der Aufwendungen. Die 
tatsächlich gewährten Leistungen sind jeweils betragsmäßig 
nachzuweisen. 

Bitte beachten Sie, dass bei einer Beihilfeberechtigung nach 
tarifvertraglichen Vorschriften teilweise andere Bestimmungen 
gelten. Fragen Sie in diesem Fall nochmals mit dem Hinweis 
auf den tarifvertraglichen Beihilfeanspruch an. Die Regeltarife 
der privaten Krankenversicherungen sehen oftmals keine 
Leistungen für stationäre Rehabilitationsmaßnahmen und 
Kuren vor. Zur Vermeidung von Nachteilen empfehlen wir 
Privatversicherten, sich rechtzeitig vor Beginn einer solchen 
Maßnahme mit ihrem Versicherungsunternehmen in 
Verbindung zu setzen. 

Diese Auskunft steht unter dem Vorbehalt des Gleichbleibens 
der ihr zugrundeliegenden Sach- und Rechtslage, insbesondere, 
dass die behandelte Person zum Zeitpunkt des Entstehens der 
Aufwendungen entweder selbst beihilfeberechtigt oder 
berücksichtigungsfähiger Angehöriger eines 
Beihilfeberechtigten ist. Maßgebend sind die jeweiligen 
Verhältnisse zum Zeitpunkt der Behandlung. 

Weitere Infos, z. B. Rechtsgrundlagen, Rundschreiben und 
Merkblätter, finden Sie auch unter www.kvbw.de. Um über 
Entwicklungen im Bereich der Beihilfe frühzeitig informiert zu 
werden, empfehlen wir, unseren elektronischen Newsletter zu 
abonnieren. 

Anlagen 

Ärztliche Bescheinigung über die Notwendigkeit einer Kur 
V 36_5_V 

 

http://www.kvbw.de/
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